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L a n d e s v e r o r d n u n g 
über die pädagogische Zusatzausbildung und Prü-

fung von Lehrkräften im Seiteneinstieg (Lehrkräfte- 
Seiteneinstiegsverordnung - LehrSeitVO -)

Vom 19. April 2023 1
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Aufgrund
des § 25 Abs. 1 und 2 Satz 2 Nr. 1 des Landesbeamten- 
gesetzes vom 20. Oktober 2010 (GVBl. S. 319)2, zuletzt ge-
ändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 22. Dezember 2022 
(GVBl. S. 483)3, BS 2030-1, und
1)	 GVBl. S. 124
2)	 Amtsbl. S. 382
3)	 im Amtsblatt nicht veröffentlicht

des § 102 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 und Satz 2 des Schulgesetzes vom 
30. März 2004 (GVBl. S. 239)4, zuletzt geändert durch § 80 des 
Gesetzes vom 7. Dezember 2022 (GVBl. S. 413)5, BS 223-1,
wird, hinsichtlich der §§ 1 bis 21 sowie der §§ 23 und 24 im 
Benehmen mit dem Ministerium des Innern und für Sport 
und hinsichtlich der §§ 22 und 24 Abs. 1 im Einvernehmen 
mit dem Ministerium des Innern und für Sport und dem 
Ministerium der Finanzen, verordnet:

Teil 1 
Allgemeine Bestimmungen

§ 1 
Anwendungsbereich und Ziel

(1) Diese Verordnung regelt die pädagogische Zusatzausbil-
dung und die Prüfung zur Erlangung der Befähigung für das 
Lehramt an Grundschulen, an Realschulen plus, an Gymnasi- 
en oder an berufsbildenden Schulen von Lehrkräften, die bei 
festgestelltem Bedarf für ein Lehramt oder ein Unterrichtsfach 
befristet in den öffentlichen Schuldienst des Landes eingestellt 
werden (Lehrkräfte im Seiteneinstieg). 

(2) Die Lehrkräfte im Seiteneinstieg sollen durch die pädagogi-
sche Zusatzausbildung auf der Grundlage ihres Studiums mit 
bildungswissenschaftlichen Themen unter Berücksichtigung 
ihrer Erfahrungen im Schulalltag sowie mit didaktischem 
und methodischem Handlungsrepertoire für den Unterricht 
in ihren jeweiligen Unterrichtsfächern und mit Inhalten des 
Schul- und Beamtenrechts vertraut gemacht werden, um die 
Befähigung für das Lehramt an Grundschulen, an Realschu- 
len plus, an Gymnasien oder an berufsbildenden Schulen zu 
erwerben. Zur Vorbereitung auf einen inklusiven Unterricht 
sind Kompetenzen zu erwerben, die zu grundlegendem inklu-
sionspädagogischen Handeln und zu einer wirkungsvollen Zu-
sammenarbeit in multiprofessionellen Teams befähigen.

§ 2 
Dauer und Beendigung der 

pädagogischen Zusatzausbildung

(1) Die pädagogische Zusatzausbildung dauert 24 Monate. Die 
Prüfung nach Teil 3 findet während der pädagogischen Zusatz-
ausbildung statt. 

(2) Auf Antrag können vom fachlich zuständigen Ministeri-
um – Landesprüfungsamt für die Lehrämter an Schulen (Lan-
desprüfungsamt) – im Einvernehmen mit der Seminarleiterin 
oder dem Seminarleiter Zeiten einer unterrichtspraktischen 
Tätigkeit bis zu sechs Monaten auf die pädagogische Zusatz-
ausbildung angerechnet werden, wenn sie für die pädagogische 
Zusatzausbildung förderlich waren. 

(3) Die Schulbehörde kann aus besonderen Gründen nach An-
hörung der Seminarleiterin oder des Seminarleiters die pädago-
gische Zusatzausbildung angemessen verlängern. Ein besonde-
rer Grund liegt insbesondere vor, wenn die durch Urlaub aus 
besonderen Anlässen, Krankheit, Mutterschutz oder Elternzeit 
versäumten Zeiten mehr als zwei Monate betragen.  
4)	 GAmtsbl. S. 178
5)	 im Amtsblatt nicht veröffentlicht
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(4) In den Fällen des Absatzes 2, des Absatzes 3, des § 8 Abs. 2 
Satz 3 oder des § 19 Abs. 1 Satz 2 ist das Tarifbeschäftigungs-
verhältnis von der Schulbehörde entsprechend rechtlich anzu-
passen. 

(5) Die pädagogische Zusatzausbildung endet mit Ablauf des 
Tages, an dem die allgemeine oder die wegen Verkürzung 
oder Verlängerung im Einzelnen festgelegte Dauer der pä- 
dagogischen Zusatzausbildung abläuft, soweit die Sätze 2 bis 4 
nichts anderes bestimmen. Die pädagogische Zusatzausbil-
dung endet mit Ablauf des Tages, an dem das Ergebnis über 
die bestandene Prüfung nach Teil 3 oder die nicht bestandene 
Wiederholungsprüfung (§ 19) bekannt gegeben wird. Ist eine 
Überprüfung nach § 5 abzulegen und wird diese ein zweites 
Mal nicht bestanden, endet die pädagogische Zusatzausbildung 
mit Ablauf des Tages, an dem das Ergebnis der Überprüfung 
bekannt gegeben wird. Die pädagogische Zusatzausbildung en-
det auch, wenn das zugrundeliegende Tarifbeschäftigungsver-
hältnis endet, ungeachtet aus welchem Grund. 

§ 3
Zugang zur pädagogischen Zusatzausbildung

(1) Zur pädagogischen Zusatzausbildung kann auf Antrag zu-
gelassen werden, wer bei festgestelltem Bedarf für das Lehr-
amt an Grundschulen oder für ein Unterrichtsfach bei dem 
Lehramt an Realschulen plus, dem Lehramt an Gymnasien 
oder dem Lehramt an berufsbildenden Schulen die erforder-
lichen Bildungsvoraussetzungen nach Absatz 2 nachweist 
und in den Schuldienst des Landes durch Begründung eines 
befristeten Tarifbeschäftigungsverhältnisses eingestellt wird. 
Die Feststellung des Bedarfs für das Lehramt an Grundschu- 
len oder für ein Unterrichtsfach trifft das fachlich zuständige 
Ministerium. 

(2) Die Bildungsvoraussetzungen für den Zugang zur pädagogi-
schen Zusatzausbildung erfüllt, wer:
1.	 für das betreffende Lehramt eine Anerkennung der Hoch-

schulprüfungen in den lehramtsbezogenen Bachelor- und 
Masterstudiengängen als Erste Staatsprüfung nach Maßgabe 
der Landesverordnung über die Anerkennung von Hoch-
schulprüfungen lehramtsbezogener Bachelor- und Master-
studiengänge als Erste Staatsprüfung für Lehrämter vom 
12. September 2007 (GVBl. S. 152, BS 223-1-53) in der je-
weils geltenden Fassung nachweist oder ein entsprechendes 
lehramtsbezogenes Studium mit einem gleichwertigen Ab-
schluss abgeschlossen hat oder 

2.	 für das Lehramt an Grundschulen an einer Hochschule ein 
geeignetes Studium, das im Gesamtumfang den Anforde-
rungen nach Nummer 1 für das Lehramt an Grundschulen 
entspricht, mit Hochschulprüfungen oder mit einem gleich-
wertigen Abschluss erfolgreich abgeschlossen hat, sofern 
nach Feststellung des fachlich zuständigen Ministeriums 
aufgrund des Studiums die fachwissenschaftlichen Voraus-
setzungen zum Unterrichten in einem für das Lehramt an 
Grundschulen geeigneten Fach vorliegen, oder

3.	 für das Lehramt an Realschulen plus, an Gymnasien oder 
an berufsbildenden Schulen an einer Hochschule ein geeig-
netes Fachstudium, das im Gesamtumfang den jeweiligen 
Anforderungen nach Nummer 1 für das betreffende Lehr-
amt entspricht, mit Hochschulprüfungen oder mit einem 
gleichwertigen Abschluss erfolgreich abgeschlossen hat, 
sofern nach Feststellung des fachlich zuständigen Minis-
teriums aufgrund des Fachstudiums die fachwissenschaft-
lichen Voraussetzungen in einem Bedarfsfach und einem 
weiteren Fach vorliegen; die fachwissenschaftlichen Vo- 
raussetzungen liegen vor, wenn Inhalte und Umfang des 

absolvierten Fachstudiums im Bedarfsfach im Wesentlichen 
und im weiteren Fach überwiegend den fachwissenschaftli-
chen Anforderungen entsprechen, die nach Nummer 1 für 
das jeweilige Lehramt gelten. 

Bei einer Zulassung für das Lehramt an Grundschulen, an Re-
alschulen plus oder an Gymnasien nach Satz 1 Nr. 1 ist nach 
Erwerb der dort genannten Zulassungsvoraussetzungen eine 
mindestens zweijährige pädagogische oder fachliche Berufs-
tätigkeit oder Kindererziehungszeit nachzuweisen. Liegt bei 
einer Zulassung nach Satz 1 Nr. 2 oder Nr. 3 der Abschluss 
länger als fünf Jahre zurück, kann die Zulassung vom Ergebnis 
eines Kolloquiums abhängig gemacht werden, in dem der aktu-
elle Wissensstand der Bewerberin oder des Bewerbers überprüft 
wird. Darüber hinaus kann in Einzelfällen zur Feststellung, ob 
die Zulassungsvoraussetzungen nach Satz 1 Nr. 2 oder Nr. 3 
vorliegen, von der Schulbehörde ein solches Kolloquium fest-
gesetzt werden. 

(3) Die Zulassung erfolgt nicht, wenn die Zweite Staatsprüfung 
für das gleiche oder ein entsprechendes Lehramt oder die Prü-
fung nach Teil 3 nicht bestanden worden ist. Sie soll auch dann 
nicht erfolgen, wenn die Bewerberin oder der Bewerber nach 
einer früheren Entlassung aus dem Vorbereitungsdienst oder 
nach einem früheren Ausscheiden aus der pädagogischen Zu-
satzausbildung die Zulassung beantragt, es sei denn, dass die Be-
endigung aus wichtigem Grund auf eigenen Antrag erfolgt ist.

(4) Die pädagogische Zusatzausbildung und die Prüfung nach 
Teil 3 erfolgen innerhalb des Tarifbeschäftigungsverhältnisses 
nach Absatz 1 Satz 1. 

(5) Die Einzelheiten zum Antrag auf Zulassung zur päda- 
gogischen Zusatzausbildung und auf Einstellung in den Schul-
dienst, zur Einstellung in den Schuldienst und zum Tarifbe-
schäftigungsverhältnis regelt das fachlich zuständige Ministeri-
um durch Verwaltungsvorschrift. 

Teil 2 
Pädagogische Zusatzausbildung

§ 4 
Leitung, Ausbildungsfächer, Ausbildungsorte

(1) Das Landesprüfungsamt leitet die pädagogische Zusatzaus-
bildung.

(2) Die pädagogische Zusatzausbildung erfolgt in den vom Lan-
desprüfungsamt festgelegten Ausbildungsfächern und in der 
Berufspraxis.

(3) Die pädagogische Zusatzausbildung findet in den Schulen 
und in den Studienseminaren für das entsprechende Lehramt 
statt. Die pädagogische Zusatzausbildung begleitet die Tätigkeit 
der Lehrkraft an der Schule.

(4) Die Lehrkräfte werden im Studienseminar auf theoretischer 
Grundlage schulpraktisch ausgebildet. In den Ausbildungsver-
anstaltungen des Studienseminars kommt dem Erwerb inklu-
sionspädagogischer Kompetenzen eine besondere Bedeutung 
zu. Die pädagogische Zusatzausbildung erfolgt im Berufsprak-
tischen Seminar, in den Fachdidaktischen Seminaren und den 
sonstigen Veranstaltungen des Studienseminars.

(5) Die pädagogische Zusatzausbildung an den Schulen umfasst 
die Unterrichtsbegleitung, die Unterrichtsberatung und Unter-
richtshospitationen.

(6) Die Einzelheiten der pädagogischen Zusatzausbildung regelt 
das fachlich zuständige Ministerium durch Verwaltungsvor-
schrift.
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§ 5 
Überprüfung

(1) Lehrkräfte ohne einen Abschluss gemäß § 3 Abs. 2 Satz 1 
Nr. 1 müssen am Ende des ersten Ausbildungsjahres der päda-
gogischen Zusatzausbildung eine mündliche Prüfung von 30 
Minuten Dauer (Überprüfung) ablegen.

(2) Die Seminarleiterin oder der Seminarleiter bestimmt Ort 
und Zeitpunkt der Überprüfung.

(3) Die Überprüfung umfasst bildungswissenschaftliche Grund-
lagen.

(4) Die Überprüfung wird von der Seminarleiterin oder dem 
Seminarleiter oder der Vertreterin oder dem Vertreter und 
einer am Studienseminar mit der Ausbildung im Berufsprak-
tischen Seminar beauftragten Person durchgeführt. Die Semi-
narleiterin oder der Seminarleiter benennt die Personen, die die 
Überprüfung durchführen. Bei Verhinderung von benannten 
Personen benennt die Seminarleiterin oder der Seminarleiter 
geeignete Vertretungen. 

(5) Die Überprüfung ist bestanden, wenn die Leistung den An-
forderungen entspricht. Kommt bei der Bewertung ein Einver-
nehmen nicht zustande, entscheidet die Seminarleiterin oder 
der Seminarleiter oder die Vertreterin oder der Vertreter. 

(6) Die Seminarleiterin oder der Seminarleiter oder die Vertre-
terin oder der Vertreter gibt der Lehrkraft im Anschluss an die 
Überprüfung das Bestehen oder Nichtbestehen bekannt. Ist die 
Überprüfung nicht bestanden, so sind die Gründe des Nichtbe-
stehens zu eröffnen.

(7) § 11 Abs. 8 sowie die §§ 15 bis 17 gelten entsprechend.

(8) Ist die Überprüfung nicht bestanden, so erhält die Lehrkraft 
vom Landesprüfungsamt einen schriftlichen Bescheid über das 
Nichtbestehen der Überprüfung. Gilt die Überprüfung als 
nicht bestanden oder wird sie nachträglich für nicht bestanden 
erklärt, gilt Satz 1 entsprechend. 

(9) Ist die Überprüfung nicht bestanden oder gilt sie als nicht 
bestanden oder wird sie nachträglich für nicht bestanden er-
klärt, so kann sie einmal innerhalb von acht Wochen nach dem 
Termin der Überprüfung wiederholt werden.

§ 6 
Beurteilung und Vornote

(1) Am Ende der Ausbildungszeit erstellen zu dem vom Studi-
enseminar festgesetzten Zeitpunkt
1.	 die Fachleiterinnen oder die Fachleiter für die jeweiligen Fä-

cher,
2.	 die Seminarleiterin oder der Seminarleiter für die sonstige 

Ausbildung am Studienseminar, insbesondere die Berufspra-
xis, und

3.	 die Leiterin oder der Leiter der Einsatzschule im Benehmen 
mit der Mentorin oder dem Mentor für die Ausbildung in 
der Schule

jeweils eine Beurteilung der Lehrkraft.

(2) Die Beurteilungen sollen über die Eignung für das jeweilige 
Lehramt, insbesondere über Kompetenzen zu Unterricht und 
Erziehung, sowie über dienstliches Verhalten Auskunft geben. 
Die Beurteilungen schließen jeweils mit einem Notenvorschlag 
ab.

(3) Die Seminarleiterin oder der Seminarleiter setzt auf der 
Grundlage der Beurteilungen die Note für die pädagogische 

Zusatzausbildung (Vornote) gemäß § 13 fest; die Festsetzung ist 
schriftlich zu begründen.

(4) Die Beurteilungen und die Vornote sind der Lehrkraft 
rechtzeitig vor der ersten Prüfungsleistung nach Teil 3 von der 
Seminarleiterin oder dem Seminarleiter zu eröffnen und zu 
besprechen. Die Eröffnung und das Ergebnis der Besprechung 
sind in den Ausbildungsakten zu vermerken.

(5) Die Seminarleiterin oder der Seminarleiter kann die Vertre-
terin oder den Vertreter oder eine Fachleiterin oder einen Fach-
leiter für Berufspraxis beauftragen, die ihr oder ihm gemäß den 
Absätzen 1, 3 und 4 obliegenden Aufgaben zu übernehmen.

Teil 3 
Prüfung

§ 7 
Zweck, Gliederung und Durchführung der Prüfung

(1) Durch die Prüfung soll festgestellt werden, ob den Lehrkräf-
ten, die eine pädagogische Zusatzausbildung nach Teil 2 absol-
viert haben, die Befähigung
1. 	für das Lehramt an Grundschulen,
2. 	für das Lehramt an Realschulen plus,
3. 	für das Lehramt an Gymnasien oder
4. 	für das Lehramt an berufsbildenden Schulen
gemäß § 9 der Schullaufbahnverordnung vom 15. August 
2012 (GVBl. S. 291, BS 2030-45) in der jeweils geltenden Fas- 
sung zuerkannt werden kann.

(2) Die Prüfung besteht aus einer praktischen Prüfung (§ 11) 
und einer mündlichen Prüfung (§ 12).

(3) Die Durchführung der Prüfung obliegt dem Landesprü- 
fungsamt; es entscheidet, soweit nichts anderes bestimmt ist.

(4) Die Seminarleiterin oder der Seminarleiter kann die Vertre-
terin oder den Vertreter oder eine Fachleiterin oder einen Fach-
leiter für Berufspraxis beauftragen, die ihr oder ihm gemäß § 11 
Abs. 3 Satz 1, § 12 Abs. 3 und § 14 Abs. 1 Satz 1 obliegenden 
Aufgaben zu übernehmen.

§ 8 
Zulassung zur Prüfung

(1) Die Seminarleiterin oder der Seminarleiter legt dem Landes- 
prüfungsamt zu einem von diesem bestimmten Zeitpunkt eine 
Liste über die zur Zulassung zur Prüfung anstehenden Lehr-
kräfte vor. Hierbei ist auch anzugeben, für welche Lehrkräfte 
und um welchen Zeitraum eine Verschiebung der Zulassung 
zur Prüfung empfohlen wird; die Empfehlung ist schriftlich 
oder elektronisch zu begründen.

(2) Über die Zulassung zur Prüfung entscheidet das Landes-
prüfungsamt. Eine Zulassung zur Prüfung kann nur erfolgen, 
wenn die pädagogische Zusatzausbildung nach Teil 2 absolviert 
und die Überprüfung nach § 5 bestanden wurde. Wird die Zu-
lassung versagt, so entscheidet das Landesprüfungsamt, um wel-
che Frist die pädagogische Zusatzausbildung verlängert werden 
soll und bestimmt, nach welcher Frist frühestens von der Semi-
narleiterin oder dem Seminarleiter die erneute Zulassung zur 
Prüfung empfohlen werden kann. Die Frist zur Verlängerung 
der pädagogischen Zusatzausbildung soll mindestens drei und 
höchstens sechs Monate betragen. Die Entscheidungen gemäß 
den Sätzen 1 bis 3 werden der Lehrkraft schriftlich mitgeteilt. 
Die Nichtzulassung ist zu begründen und mit einer Rechtsbe-
helfsbelehrung zu versehen. 
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§ 9 
Prüfungskommissionen

(1) Das Landesprüfungsamt bestellt für jede Lehrkraft Prü-
fungskommissionen für jeden Prüfungsunterricht und jede 
mündliche Teilprüfung. 

(2) Den Prüfungskommissionen für die Prüfungsunterrichte 
gehören an: 
1.	 eine Vertreterin oder ein Vertreter des Landesprüfungsam-

tes, eine Vertreterin oder ein Vertreter der Schulbehörde, 
eine Seminarleiterin oder ein Seminarleiter, deren oder des-
sen Vertreterin oder Vertreter oder eine Schulleiterin oder 
ein Schulleiter, 

2.	 die zuständige Seminarleiterin oder der zuständige Semi-
narleiter, deren oder dessen Vertreterin oder Vertreter oder 
eine Fachleiterin oder ein Fachleiter für Berufspraxis des zu-
ständigen Studienseminars, 

3.	 eine Fachleiterin oder ein Fachleiter, die oder der mit der 
Ausbildung des jeweils zu prüfenden Ausbildungsfaches be-
auftragt ist, in der Regel die Ausbilderin oder der Ausbilder 
der Lehrkraft und 

4.	 die Mentorin oder der Mentor, die Leiterin oder der Leiter 
der Einsatzschule oder deren oder dessen ständige Vertreter-
in oder ständiger Vertreter.

Das Mitglied nach Satz 1 Nr. 1 übernimmt gleichzeitig die Lei-
tung der Prüfungskommission. Als Mitglied nach Satz 1 Nr. 1 
können nur Schulleiterinnen und Schulleiter mit entsprechen-
der Lehramtsbefähigung und Vertreterinnen und Vertreter der 
Schulbehörde, die Aufgaben der Schulaufsicht für die ange-
strebte Schulart wahrnehmen, bestellt werden.

(3) Den Prüfungskommissionen für die mündlichen Teilprü-
fungen gehören an:
1.	 bei den mündlichen Teilprüfungen in den Ausbildungsfä-

chern
a)	 eine Fachleiterin oder ein Fachleiter, die oder der mit der 

Ausbildung des jeweils zu prüfenden Ausbildungsfaches 
beauftragt ist, in der Regel die Ausbilderin oder der Aus-
bilder der Lehrkraft und

b)	 eine Fachleiterin oder ein Fachleiter, die zuständige Se-
minarleiterin oder der zuständige Seminarleiter, deren 
oder dessen Vertreterin oder Vertreter oder eine Fachlei-
terin oder ein Fachleiter für Berufspraxis des zuständigen 
Studienseminars,

2.	 bei der mündlichen Teilprüfung über die praktische Umset-
zung bildungswissenschaftlicher Aspekte sowie über Schul-
recht und Beamtenrecht
a)	 eine Fachleiterin oder ein Fachleiter für Berufspraxis des 

zuständigen Studienseminars, die zuständige Seminarlei-
terin oder der zuständige Seminarleiter oder deren oder 
dessen Vertreterin oder Vertreter, in der Regel die mit 
der Ausbildung im Berufspraktischen Seminar beauftrag-
te Person und

b)	 eine Fachleiterin oder ein Fachleiter, die zuständige Se-
minarleiterin oder der zuständige Seminarleiter, deren 
oder dessen Vertreterin oder Vertreter oder eine Fachlei-
terin oder ein Fachleiter für Berufspraxis des zuständigen 
Studienseminars. 

Das Mitglied nach Satz 1 Nr. 1 Buchst. a und Nr. 2 Buchst. a 
übernimmt gleichzeitig die Leitung der Prüfungskommission.

(4) Zur praktischen und mündlichen Prüfung in den Fächern 
Evangelische Religionslehre und Katholische Religionslehre 
wird eine Vertreterin oder ein Vertreter der betreffenden Kir-
che eingeladen; bei Teilnahme nimmt sie oder er an der Be-
ratung über das Ergebnis des entsprechenden Prüfungsunter-

richts oder der entsprechenden mündlichen Teilprüfung mit 
beratender Stimme teil.  

(5) Bei Verhinderung von Mitgliedern der Prüfungskommissi-
on bestellt das Landesprüfungsamt geeignete Vertretungen.

(6) Die Prüfungskommission berät und beschließt in nicht öf-
fentlicher Sitzung. Die Mitglieder der Prüfungskommission 
und die mit beratender Stimme teilnehmenden Personen sind 
zur Verschwiegenheit über alle mit der Prüfung zusammenhän-
genden Vorgänge und Beratungen verpflichtet.

§ 10 
Nachteilsausgleich

Macht eine Lehrkraft glaubhaft, dass sie wegen länger andau-
ernder oder ständiger Behinderung nicht in der Lage ist, Prü-
fungsleistungen ganz oder teilweise in der vorgeschriebenen 
Form ablegen zu können, so wird ihr vom Landesprüfungsamt 
gestattet, die Prüfungsleistungen innerhalb einer verlängerten 
Bearbeitungszeit oder gleichwertige Prüfungsleistungen in 
einer anderen Form zu erbringen. Der Antrag ist schriftlich, 
zusammen mit einem ärztlichen Attest, rechtzeitig vor der 
Prüfungsleistung beim Landesprüfungsamt einzureichen. Das 
Landesprüfungsamt kann von Lehrkräften, die nicht schwerbe-
hinderte oder diesen gleichgestellte Menschen im Sinne des § 2 
Abs. 2 und 3 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch sind, eine 
amtsärztliche Feststellung verlangen.

§ 11 
Praktische Prüfung

(1) Die praktische Prüfung besteht aus je einem Prüfungsun-
terricht in den beiden Ausbildungsfächern. Ist die Zulassung 
zur pädagogischen Zusatzausbildung nur in dem Fach Bilden-
de Kunst oder Musik erfolgt, sind in diesem Fach zwei Unter-
richtsstunden zu halten. Der Prüfungsunterricht findet in der 
Regel für das Lehramt an berufsbildenden Schulen in unter-
schiedlichen Schulformen und für das Lehramt an Gymnasien 
in unterschiedlichen Schulstufen statt.

(2) Das Landesprüfungsamt bestimmt die Termine für die prak-
tische Prüfung.

(3) Die Klassen oder Lerngruppen für die praktische Prüfung 
bestimmt die Seminarleiterin oder der Seminarleiter im Einver-
nehmen mit der Leiterin oder dem Leiter der Einsatzschule. 
Die praktische Prüfung findet in der Regel in den durch Un-
terricht bekannten Klassen oder Lerngruppen statt. Wünsche 
der Lehrkraft sollen nach Möglichkeit berücksichtigt werden.

(4) Die jeweilige Fachleiterin oder der jeweilige Fachleiter legt 
das Thema des jeweiligen Prüfungsunterrichts fest. Das Thema 
wird der Lehrkraft am fünften Werktag vor dem Prüfungsun-
terricht bekannt gegeben. Findet in beiden Fächern der Prü-
fungsunterricht an demselben Tag statt, so werden beide The-
men am zehnten Werktag vor diesem Tag bekannt gegeben.

(5) Die Lehrkraft reicht jeweils am Vormittag des letzten Werk-
tages vor dem jeweiligen Prüfungsunterricht den Entwurf der 
Unterrichtsstunde nach Vorgabe der Seminarleitung schriftlich 
oder elektronisch an der von der Seminarleitung bestimmten 
Stelle ein. Bei elektronischer Übermittlung ist vor Beginn des 
Prüfungsunterrichts eine schriftliche Ausfertigung des Ent-
wurfs vorzulegen. Der Entwurf ist zu den Prüfungsakten zu 
nehmen.

(6) Die Prüfungskommission für den Prüfungsunterricht 
berät nach Anhörung der Lehrkraft über das Ergebnis des 
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Prüfungsunterrichts. Kommt ein Einvernehmen in der Prü-
fungskommission nicht zustande, setzt die Leiterin oder der 
Leiter der Prüfungskommission unter Berücksichtigung der 
vorgetragenen Argumente und der Vorschläge die Note gemäß 
§ 13 fest. Die Leiterin oder der Leiter der Prüfungskommis-
sion gibt der Lehrkraft die Punktzahl und die Note für den 
Prüfungsunterricht mit Begründung am Prüfungstag bekannt. 

(7) Ist der Prüfungsunterricht in beiden Ausbildungsfächern 
mit „mangelhaft“ oder in einem Ausbildungsfach mit „ungenü-
gend“ bewertet, ist die Prüfung nicht bestanden.

(8) Die Anwesenheit dienstlich interessierter Personen ist mit 
Zustimmung der Leiterin oder des Leiters der Prüfungskom-
mission möglich. Personen, die Mitglied einer Prüfungskom-
mission gemäß § 9 Abs. 2 oder Abs. 3 sein können, dürfen mit 
Zustimmung der Leiterin oder des Leiters der Prüfungskom-
mission beim Prüfungsunterricht anwesend sein. Die Lehrkraft 
kann die Anwesenheit von nicht in Satz 2 genannten Personen 
ablehnen.

(9) In den Fällen der Absätze 4 und 5 werden bei den Werkta-
gen die Samstage nicht mitgezählt.

§ 12 
Mündliche Prüfung

(1) Die mündliche Prüfung umfasst
1. 	eine Teilprüfung in einem der beiden Ausbildungsfächer 

mit einer Präsentation eines eigenen fachbezogenen Un-
terrichtsvorhabens auf der Basis einer eigenen unterrichts- 
praktischen Erprobung sowie in der Didaktik und der Me-
thodik des Faches,

2. 	eine Teilprüfung im anderen Ausbildungsfach in der Didak-
tik und der Methodik des Faches,

3. 	eine Teilprüfung über die praktische Umsetzung bildungs-
wissenschaftlicher Aspekte sowie über Schulrecht und Be-
amtenrecht.

Erfolgt die pädagogische Zusatzausbildung für das Lehramt an 
Gymnasien oder für das Lehramt an Realschulen plus nur in 
dem Fach Bildende Kunst oder Musik, werden die Teilprüfun-
gen nach Satz 1 Nr. 1 und 2 zusammengefasst und mit einer 
Note bewertet.

(2) Das Landesprüfungsamt bestimmt Ort und Zeitpunkt der 
mündlichen Prüfung.

(3) Für die Präsentation wählt die Lehrkraft eines der Ausbil-
dungsfächer aus und schlägt nach Abstimmung mit der zustän-
digen Fachleiterin oder dem zuständigen Fachleiter ein Thema 
vor. Der Themenvorschlag ist der Seminarleiterin oder dem Se-
minarleiter zu dem von ihr oder ihm festgelegten Termin vor-
zulegen. Die Seminarleiterin oder der Seminarleiter setzt unter 
Berücksichtigung des Vorschlags das Thema fest. Weicht das 
festgesetzte Thema vom Vorschlag ab, ist die zuständige Fach-
leiterin oder der zuständige Fachleiter anzuhören. Das Thema 
wird der Lehrkraft fünf Werktage vor der mündlichen Prüfung 
mitgeteilt. Die Präsentation des eigenen fachbezogenen Unter-
richtsvorhabens soll Gelegenheit geben, zu zeigen, dass über die 
Einzelstunde hinaus Unterricht geplant und die Planung un-
terrichtspraktisch umgesetzt werden kann sowie die Ergebnisse 
kritisch dargestellt werden können.

(4) Jede Teilprüfung dauert etwa 30 Minuten. Die Teilprüfung 
gemäß Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 besteht aus zwei Abschnitten:
1. 	Im ersten Abschnitt mit einer Dauer von 10 Minuten trägt 

die Lehrkraft in freier Rede und in der Regel mediengestützt 
Überlegungen und Ergebnisse zu dem Thema vor.

2. 	Der zweite Abschnitt mit einer Dauer von 20 Minuten be-

steht aus einem Kolloquium, ausgehend von der vorange-
gangenen Präsentation.

(5) Die Prüfungskommission berät über das Ergebnis der Teil-
prüfung. Kommt ein Einvernehmen nicht zustande, setzt die 
Leiterin oder der Leiter der Prüfungskommission unter Be-
rücksichtigung der vorgetragenen Argumente und der Noten-
vorschläge die Note gemäß § 13 fest. Die Leiterin oder der Lei-
ter der Prüfungskommission gibt der Lehrkraft die Punktzahl 
und die Note für die mündliche Teilprüfung mit Begründung 
am Prüfungstag bekannt.

(6) Wird eine mündliche Teilprüfung mit „ungenügend“ oder 
werden alle Teilprüfungen mit „mangelhaft“ bewertet, so ist die 
Prüfung nicht bestanden.

(7) § 11 Abs. 8 gilt entsprechend.

(8) Im Falle des Absatzes 3 werden bei den Werktagen die Sams-
tage nicht mitgezählt.

§ 13 
Bewertung der Prüfungsleistungen

Für die einzelnen Prüfungsleistungen sind folgende Noten und 
Punktzahlen zu verwenden:

sehr gut
15, 14, 13 Punkte

=	 eine Leistung, die den Anforderun-
gen in besonderem Maße entspricht;

gut 
12, 11, 10 Punkte

= 	eine Leistung, die den Anforderun-
gen voll entspricht;

befriedigend
9, 8, 7 Punkte

= 	eine Leistung, die im Allgemeinen 
den Anforderungen entspricht;

ausreichend
6, 5, 4 Punkte

= 	eine Leistung, die zwar Mängel auf-
weist, aber im Ganzen den Anforde-
rungen noch entspricht;

mangelhaft
3, 2, 1 Punkte

= 	eine Leistung, die den Anforde-
rungen nicht entspricht, jedoch er-
kennen lässt, dass die notwendigen 
Grundkenntnisse vorhanden sind 
und die Mängel in absehbarer Zeit 
behoben werden könnten;

ungenügend
0 Punkte

= 	eine Leistung, die den Anforderun-
gen nicht entspricht und bei der die 
notwendigen Grundkenntnisse feh-
len.

§ 14 
Gesamtergebnis

(1) Die Leiterin oder der Leiter des für die Lehrkraft zuständi-
gen Studienseminars ermittelt das Gesamtergebnis der Prüfung 
gemäß Absatz 2. Ist die Prüfung bestanden, erhält die Lehrkraft 
vom Landesprüfungsamt einen schriftlichen oder elektroni-
schen Bescheid über das Prüfungsergebnis mit Angabe der Ge-
samtnote und der Noten für die einzelnen Prüfungsleistungen. 
Ist die Prüfung nicht bestanden, erhält die Lehrkraft vom Lan-
desprüfungsamt einen schriftlichen Bescheid über das Nichtbe-
stehen der Prüfung mit Angabe der Gründe.

(2) Die Gesamtnote wird errechnet als Durchschnitt aus
1. 	der Punktzahl der Vornote gemäß § 6 Abs. 3 (vierfach ge-

wichtet),
2. 	den Punktzahlen der Noten für den Prüfungsunterricht in 

den beiden Ausbildungsfächern (1,5-fach gewichtet),
3. 	den Punktzahlen der Noten für die mündlichen Teilprüfun-
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gen, im Falle des § 12 Abs. 1 Satz 2 wird die Note dieser 
Teilprüfung zweifach gerechnet.

Die Gesamtnote wird aufgrund des Notenumrechnungsschlüs-
sels gemäß der Anlage ermittelt. Dabei bleibt die zweite De-
zimalstelle der durchschnittlichen Punktzahl unberücksichtigt. 
Zwischenwerte bis 0,49 sind der besseren, ab 0,5 der schlechte-
ren Endnote zuzuordnen. 

(3) Für die Gesamtnote der Prüfung sind folgende Noten zu 
verwenden:

sehr gut
1,0 bis 1,49

=	 eine Leistung, die den Anforderungen 
in besonderem Maße entspricht;

gut
1,50 bis 2,49

= 	eine Leistung, die den Anforderungen 
voll entspricht;

befriedigend
2,50 bis 3,49

= 	eine Leistung, die im Allgemeinen den 
Anforderungen entspricht;

ausreichend
3,50 bis 4,49

= 	eine Leistung, die zwar Mängel auf-
weist, aber im Ganzen den Anforde-
rungen noch entspricht;

mangelhaft
4,50 bis 5,49

= 	eine Leistung, die den Anforderun-
gen nicht entspricht, jedoch erkennen 
lässt, dass die notwendigen Grund-
kenntnisse vorhanden sind und die 
Mängel in absehbarer Zeit behoben 
werden könnten;

ungenügend
ab 5,50

= 	eine Leistung, die den Anforderungen 
nicht entspricht und bei der die not-
wendigen Grundkenntnisse fehlen.

(4) Die Prüfung ist bestanden, wenn die Gesamtnote „ausrei-
chend“ oder besser ist. Sie ist nicht bestanden in den Fällen des 
§ 11 Abs. 7 und des § 12 Abs. 6. Sie ist außerdem nicht bestan-
den, wenn
1. 	die Gesamtnote „mangelhaft“ oder schlechter ist,
2. 	die Vornote gemäß § 6 Abs. 3 und der Prüfungsunterricht in 

einem Ausbildungsfach „mangelhaft“ oder schlechter sind, 
sofern der Prüfungsunterricht im anderen Ausbildungsfach 
nicht besser als „ausreichend“ bewertet wird,

3. 	die Vornote gemäß § 6 Abs. 3 und zwei mündliche Teilprü-
fungen oder eine Prüfung gemäß § 12 Abs. 1 Satz 2 „mangel-
haft“ oder schlechter sind,

4. 	der Prüfungsunterricht in einem Ausbildungsfach und zwei 
mündliche Teilprüfungen oder eine mündliche Teilprüfung 
gemäß § 12 Abs. 1 Satz 2 „mangelhaft“ oder schlechter sind, 
sofern der Prüfungsunterricht im anderen Ausbildungsfach 
nicht besser als „ausreichend“ bewertet wird,

5. 	der Prüfungsunterricht und die mündliche Teilprüfung in 
demselben Ausbildungsfach schlechter als „ausreichend“ 
sind oder

6. 	für eine Prüfungsleistung gemäß § 17 Abs. 1 die Note „unge-
nügend“ festgesetzt wird.

(5) Gilt die Prüfung als nicht bestanden oder wird sie nachträg-
lich für nicht bestanden erklärt, gilt Absatz 1 Satz 3 entspre-
chend.

§ 15 
Prüfungsniederschriften

Über den Verlauf der Prüfungsunterrichte und der mündlichen 
Teilprüfungen sind Niederschriften zu fertigen. In diese sind 
aufzunehmen:
1. 	Zeit und Ort der Prüfung,
2. 	die Namen der Lehrkraft und der jeweiligen Prüfenden,
3. 	Beginn und Ende der Prüfung in den einzelnen Prüfungsleis-

tungen,

4. 	Gegenstände der Prüfung,
5. 	die Bewertung der Prüfungsleistungen mit Begründung,
6. 	besondere Vorkommnisse.
Die Niederschriften sind von allen Mitgliedern der Prüfungs-
kommissionen zu unterschreiben.

§ 16 
Unterbrechung der Prüfung, Rücktritt, Versäumnis

(1) Ist die Lehrkraft wegen Krankheit oder eines sonstigen 
schwerwiegenden Grundes daran gehindert, die Prüfung oder 
einen Prüfungsteil abzulegen oder eine einzelne Prüfungsleis-
tung zu erbringen, so ist dies unverzüglich mitzuteilen und in 
geeigneter Weise unverzüglich nachzuweisen. Bei Erkrankung 
ist der Nachweis durch Vorlage eines ärztlichen Zeugnisses 
zu erbringen. Das Landesprüfungsamt kann die Vorlage ei-
nes amtsärztlichen Zeugnisses verlangen. Es entscheidet, ob 
eine Verhinderung der Lehrkraft aus einem schwerwiegenden 
Grund und damit eine Unterbrechung der Prüfung vorliegt. 
Bei Unterbrechung wird die Prüfung an einem vom Landes-
prüfungsamt zu bestimmenden Termin fortgesetzt. Bereits er-
brachte Prüfungsleistungen werden angerechnet.

(2) Ein Rücktritt von der Prüfung wird vom Landesprüfungs-
amt genehmigt, wenn die Prüfung wegen eines schwerwiegen-
den Grundes nicht abgelegt werden kann und der Grund dem 
Landesprüfungsamt unverzüglich mitgeteilt und nachgewiesen 
wird. Im Falle des § 19 Abs. 1 Satz 1 wird vom Landesprüfungs-
amt unter den Voraussetzungen des Satzes 1 ein Rücktritt von 
der Wiederholungsprüfung genehmigt. Absatz 1 Satz 2 und 3 
gilt entsprechend. Wird der Rücktritt nach Satz 1 oder Satz 2 
genehmigt, gilt die Prüfung oder die Wiederholungsprüfung (§ 
19) als nicht unternommen.

(3) Wird ohne eine nach Absatz 1 Satz 4 als ausreichend aner-
kannte Entschuldigung ein Prüfungstermin nicht eingehalten, 
wird eine Prüfungsleistung verweigert oder findet ein Rücktritt 
ohne Genehmigung statt, so gilt die Prüfung oder die Wieder-
holungsprüfung (§ 19) als nicht bestanden. Die Feststellung 
trifft das Landesprüfungsamt.

§ 17 
Ordnungsverstöße

(1) Versucht die Lehrkraft das Ergebnis einer Prüfungsleistung 
durch Täuschung oder durch Benutzung nicht zugelassener 
Hilfsmittel zu beeinflussen oder verstößt sie erheblich gegen 
die Ordnung, entscheidet das Landesprüfungsamt nach Anhö-
rung der Lehrkraft über die Folgen des Verhaltens. Es kann 
für die betreffende Prüfungsleistung die Note „ungenügend“ 
festsetzen. In besonders schweren Fällen kann die Lehrkraft 
von der weiteren Prüfung ausgeschlossen werden. In diesem 
Fall gilt die Prüfung als nicht bestanden; abweichend von § 19 
Abs. 2 werden bei der Wiederholungsprüfung keine Prüfungs-
leistungen der ersten Prüfung angerechnet.

(2) Wird eine Täuschungshandlung erst nach Aushändigung des 
Zeugnisses bekannt, kann das Landesprüfungsamt nach Anhö-
rung der oder des Betroffenen innerhalb von fünf Jahren seit 
der Bekanntgabe des Gesamtergebnisses über die Folgen des 
Verhaltens nach Absatz 1 Satz 2 bis 4 entscheiden; das unrichti-
ge Prüfungszeugnis ist einzuziehen.

§ 18 
Zeugnis

(1) Bei Bestehen der Prüfung erhält die Lehrkraft ein Zeugnis 
mit der Gesamtnote, einschließlich der durchschnittlichen 
Punktzahl gemäß § 14 Abs. 2.
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(2) Das Zeugnis ist vom Landesprüfungsamt auszustellen und 
mit dem Siegel des Landesprüfungsamtes zu versehen. Das Da-
tum des Zeugnisses ist das Datum der Bekanntgabe des Gesamt-
ergebnisses der Prüfung.

§ 19 
Wiederholung der Prüfung

(1) Ist die Prüfung nicht bestanden oder gilt sie als nicht bestan-
den oder wird sie nachträglich für nicht bestanden erklärt, so 
kann sie einmal wiederholt werden. Das Landesprüfungsamt 
entscheidet, ob und für welchen Zeitraum eine Verlängerung 
der pädagogischen Zusatzausbildung erforderlich ist, um die 
Wiederholungsprüfung abzulegen. Die Verlängerung der pä-
dagogischen Zusatzausbildung soll sechs Monate nicht über-
schreiten.

(2) Bei der Wiederholungsprüfung werden Prüfungsleistungen 
der ersten Prüfung, die mindestens mit der Note „ausreichend“ 
bewertet wurden, angerechnet.

§ 20 
Einsicht in die Prüfungsakten

Innerhalb eines Jahres nach Abschluss der Prüfung kann Ein-
sicht in die Prüfungsakten genommen werden. Den Ort der 
Einsichtnahme bestimmt das Landesprüfungsamt. Abschriften 
oder Fotokopien der Prüfungsunterlagen dürfen angefertigt 
werden.

§ 21 
Ausschluss der elektronischen Form

Die Anfertigung von Niederschriften und die Erteilung von 
Zeugnissen in elektronischer Form sind ausgeschlossen.

Teil 4 
Übergangs- und Schlussbestimmungen

§ 22 
Änderung der Schullaufbahnverordnung

Die Schullaufbahnverordnung vom 15. August 2012 (GVBl. 
S. 291), zuletzt geändert durch Artikel 1 der Verordnung  
vom 5. September 2022 (GVBl. S. 329), BS 2030-45, wird wie 
folgt geändert:

§ 9 erhält folgende Fassung:

„§ 9

(1) In das Beamtenverhältnis für das Lehramt an Grundschulen, 
an Realschulen plus, an Gymnasien oder an berufsbildenden 
Schulen kann ohne Ableistung eines Vorbereitungsdienstes 
nach § 6 auch berufen werden, wer bei festgestelltem Bedarf für 

ein Lehramt oder ein Unterrichtsfach 
1. 	für das betreffende Lehramt ein Studium mit einem Ab-

schluss nach § 5 Abs. 1 Nr. 1 oder ein entsprechendes lehr-
amtsbezogenes Studium mit einer gleichwertigen Prüfung 
abgeschlossen hat oder 

2. 	für das betreffende Lehramt nach Maßgabe der Lehrkräfte-
Seiteneinstiegsverordnung in einem Bachelor- und einem 
Masterstudiengang an einer Hochschule ein sonstiges geeig-
netes Studium, das im Gesamtumfang den jeweiligen Anfor-
derungen für das betreffende Lehramt in § 5 Abs. 1 Nr. 1 
entspricht, mit Hochschulprüfungen oder mit einem gleich-
wertigen Abschluss abgeschlossen hat

und während einer hauptberuflichen Tätigkeit als Lehrkraft 
eine pädagogische Zusatzausbildung mit einer Prüfung nach 
Maßgabe der Lehrkräfte-Seiteneinstiegsverordnung erfolgreich 
abgeschlossen hat. 

(2) Die Dauer der pädagogischen Zusatzausbildung beträgt in 
der Regel 24 Monate. Die pädagogische Zusatzausbildung kann 
gekürzt werden, soweit nachgewiesen wird, dass die für das 
jeweilige Lehramt erforderlichen Kenntnisse und Fähigkeiten 
durch Zeiten einer unterrichtspraktischen Tätigkeit erworben 
worden und diese Zeiten für die pädagogische Zusatzausbil-
dung förderlich sind. Die pädagogische Zusatzausbildung dau-
ert im Falle des Satzes 2 mindestens 18 Monate.“

§ 23 
Übergangsbestimmung

Die pädagogische Zusatzausbildung der Lehrkräfte, die bei In-
krafttreten dieser Verordnung bereits eingestellt sind und die 
pädagogische Zusatzausbildung absolvieren, richtet sich nach 
den bisherigen Bestimmungen. Abweichend von Satz 1 richtet 
sich die Prüfung zur Erlangung der Befähigung für das Lehramt 
an Grundschulen, an Realschulen plus, an Gymnasien oder an 
berufsbildenden Schulen der Lehrkräfte, die nach dem 15. Juli 
2023 zu dieser Prüfung zugelassen werden, nach den Bestim-
mungen dieser Verordnung. 

§ 24 
Inkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung in 
Kraft.6

(2) Gleichzeitig tritt, vorbehaltlich der Regelung des § 23, die 
Lehrkräfte-Seiteneinstiegsverordnung vom 30. April 2013 
(GVBl. S. 143), zuletzt geändert durch Artikel 8 der Verord-
nung vom 3. September 2020 (GVBl. S. 423), BS 2030-49, außer 
Kraft.
6)	 verkündet am 12. Mai 2023

Mainz, den 19. April 2023
Die Ministerin für Bildung

Stefanie H u b i g
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Stellenausschreibungen der Universität Trier

Die Universität Trier zeichnet sich als junge Campus-Universi-
tät vor allem durch ihre große internationale Vernetzung aus. 
Mit aktuell etwa 11.000 Studierenden und rund 2.000 Beschäf-
tigten gehört sie zu den größten Arbeitgebern in der Region 
Trier.

Im Fachbereich VI an der Universität Trier ist im Rahmen des 
Lehramtsstudiums im Fachbereich VI, Abt. Geographie und 
ihre Didaktik, zum 1. August 2023 die Funktion einer

Lehrkraft für besondere Aufgaben für Geographie und 
ihre Didaktik

in einem Gesamtumfang von der Hälfte des Regelstunden-
maßes im Wege der Abordnung mit 8 SWS zunächst für den 

Zeitraum bis zum 31. Juli 2026 zu besetzen.

Aufgabe ist die Vorbereitung und Durchführung von Lehrver-
anstaltungen im Studiengang Bachelor- sowie Master of Educa-
tion Geographie. 

Bewerben können sich Lehrkräfte an rheinland-pfälzischen 
Schulen sowie Fachleiterinnen und Fachleiter an Studiensemi-
naren mit der Unterrichtsbefähigung für das Fach Geographie. 

Vorausgesetzt werden Schulerfahrung, vertiefte Erfahrungen 
und Kenntnisse im Fach Geographie und der Fachdidaktik 
Geographie sowie Interesse an der Mitarbeit in Projekten der 
aktuellen empirischen Lehr-/Lernforschung sowie im Schüler-
labor „BioGeoLab“. Die Möglichkeit zur Weiterqualifikation 
bzw. eigener fachdidaktischer Forschungsarbeit wird gerne ein-
geräumt. 

Schwerbehinderte Bewerberinnen und Bewerber und ihnen 
nach § 2 Abs. 3 SGB IX gleichstellte Menschen werden bei ent-
sprechender Eignung bevorzugt berücksichtigt (bitte Nachweis 
beifügen).

Wir bitten, Bewerbungsunterlagen nicht in Mappen oder Hül-
len und auch nur als unbeglaubigte Kopien vorzulegen, da die 
Unterlagen nicht zurückgesandt, sondern datenschutzgerecht 
vernichtet werden. Näheres zur Verarbeitung Ihrer personenbe-
zogenen Daten entnehmen Sie bitte den Datenschutzhinweisen 
für Bewerbungsverfahren nach Artikel 13 DSGVO auf unserer 
Homepage. Bewerbungen mit den üblichen Unterlagen (Le-
benslauf, wissenschaftlicher und beruflicher Werdegang, Foto-
kopie der Zeugnisse) werden an u. g. Adresse erbeten.

Bewerbungen von Lehrkräften sind über die Schulleitung und 
die ADD an u. g. Adresse zu richten; Bewerbungen von Fach-
leiterinnen und Fachleitern sind über die Seminarleitung und 
das Ministerium für Bildung an u. g. Adresse zu richten. Der 
Dienstweg ist zwingend einzuhalten.
Bewerbungen sind zusätzlich bis zum angegebenen Termin per 
E-Mail an die Universität Trier, bewerbungfb6@uni-trier.de, zu 
senden. 

Bewerbung bitte an:	
Universität Trier, Fachbereich VI - Dekanat, z. H. Prof. Dr. 
Thomas Udelhoven, 54286 Trier

Kontakt bei Rückfragen:	

Dr. Hannes Schmalor, Tel. +49 651 201-4794, E-Mail:  
schmalor@uni-trier.de
www.uni-trier.de

Bewerbungsschluss ist der 17. Juli 2023

Im Fachbereich VI an der Universität Trier ist im Rahmen des 
Lehramtsstudiums im Fachbereich VI, Abt. Biologie und ihre 
Didaktik, zum 1. August 2023 die Funktion einer

Lehrkraft für besondere Aufgaben für Biologie  
und ihre Didaktik

in einem Gesamtumfang von der Hälfte des Regelstunden-
maßes im Wege der Abordnung mit 8 SWS zunächst für den 

Zeitraum bis zum 31. Juli 2026 zu besetzen.
Aufgabe ist die Vorbereitung und Durchführung von Lehrver-
anstaltungen im Studiengang Bachelor- sowie Master of Educa-
tion Biologie.
Bewerben können sich Lehrkräfte an rheinland-pfälzischen 
Schulen sowie Fachleiterinnen und Fachleiter an Studiensemi-
naren mit der Unterrichtsbefähigung für das Fach Biologie.
Vorausgesetzt werden Schulerfahrung, vertiefte Erfahrungen 
und Kenntnisse im Fach Biologie und der Fachdidaktik Bio-
logie. Erwünscht sind zudem ein Interesse an der Mitarbeit in 
Projekten der aktuellen empirischen Lehr-/Lernforschung so-
wie den außerschulischen Lernorten Schülerlabor „BioGeoLab“ 
oder dem Lehrbienenstand „Bee.Ed“. Die Möglichkeit zur Wei-
terqualifikation bzw. eigener fachdidaktischer Forschungsarbeit 
wird gerne eingeräumt. 

Schwerbehinderte Bewerberinnen und Bewerber und ihnen 
nach § 2 Abs. 3 SGB IX gleichstellte Menschen werden bei ent-
sprechender Eignung bevorzugt berücksichtigt (bitte Nachweis 
beifügen).

Wir bitten, Bewerbungsunterlagen nicht in Mappen oder Hül-
len und auch nur als unbeglaubigte Kopien vorzulegen, da die 
Unterlagen nicht zurückgesandt, sondern datenschutzgerecht 
vernichtet werden.
Näheres zur Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten ent-
nehmen Sie bitte den Datenschutzhinweisen für Bewerbungs-
verfahren nach Artikel 13 DSGVO auf unserer Homepage. 
Bewerbungen mit den üblichen Unterlagen (Lebenslauf, wissen-
schaftlicher und beruflicher Werdegang, Fotokopie der Zeug-
nisse) werden an u. g. Adresse erbeten.

Bewerbungen von Lehrkräften sind über die Schulleitung und 
die ADD an u. g. Adresse zu richten; Bewerbungen von Fach-
leiterinnen und Fachleitern sind über die Seminarleitung und 
das Ministerium für Bildung an u. g. Adresse zu richten. Der 
Dienstweg ist zwingend einzuhalten.

Bewerbungen sind zusätzlich bis zum angegebenen Termin per 
E-Mail an die Universität Trier, bewerbungfb6@uni-trier.de, zu 
senden.

Bewerbung bitte an:
Universität Trier, Fachbereich VI - Dekanat, z. H. Prof. Dr. 
Thomas Udelhoven, 54286 Trier

Kontakt bei Rückfragen: 
Prof. Dr. Thomas Udelhoven, Tel. +49 651 201-4513 E-Mail: 
dekfb6@uni-trier.de, 
www.uni-trier.de

Bewerbungsschluss ist der 17. Juli 2023
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Stellenausschreibungen an  
Deutschen Auslandsschulen

Die folgenden Stellen für eine Schulleitung (m/w/d) sind zu be-
setzen:

Schmidt-Schule Jerusalem, Israel

Besetzungsdatum:	 voraussichtlich	 01.02.2024
Bewerbungsende:				    31.07.2023

Gegliederte Begegnungsschule 
Klassenstufen: 1-12
Schülerzahl: 546
Deutsches Sprachdiplom I und II
Sekundarabschluss des Landes
Deutsches Internationales Abitur

Anforderungsprofil
Lehrbefähigung für die Sekundarstufe II
Bes. Gr. A 15/A 16 bzw. die entsprechende Entgeltgruppe des 
TV-L
Eine mehrjährige Erfahrung in einer Leitungsfunktion in der 
Schule ist erforderlich.
Gute Englischkenntnisse und eine positive Einstellung dem ka-
tholischen Glauben gegenüber sind erwünscht.

Deutsche Internationale Schule Sydney, Australien

Besetzungsdatum:	 voraussichtlich	 01.08.2024
Bewerbungsende:				    30.06.2023

Deutschsprachige Schule
Klassenstufen: 1 - 12
Schülerzahl inkl. Kindergartenkinder: 399
Schulabschlüsse und Berechtigungen im Sekundarbereich I
Gemischtsprachiges Internationales Baccalaureate (GIB)
Deutsches Sprachdiplom der KMK

Anforderungsprofil
Lehrbefähigung der Sekundarstufe I und / oder II 
Bes. Gr. A 14/A 15 bzw. die entsprechende Entgeltgruppe des 
TV-L
Lehrbefähigung in einem der im GIB deutschsprachig zu un-
terrichtenden Fächer sowie Leitungserfahrung sind erwünscht.
Sehr gute Englischkenntnisse sind erforderlich.

Für alle gilt:
Erfahrungen im Auslandsschuldienst sowie Diversität- und 
Genderkompetenz sind erwünscht. Die Bereitschaft zur Zu-
sammenarbeit mit kulturellen Einrichtungen im Gastland wird 
erwartet. Eine dritte Bewerbung für den Auslandsschuldienst ist 
möglich (Drittbewerbung).

Vordrucke für die Bewerbung stehen im Internet unter www.
auslandsschulwesen.de – Bewerbung – Schulleitung zur Verfü-
gung.

Die Bewerbung ist fristgerecht auf dem Dienstweg (Heimat-
schulbehörde, Ministerium für Bildung) an das Bundesamt für 
Auswärtige Angelegenheiten - Zentralstelle für das Auslands-
schulwesen (ZfA) - zu richten. Eine weitere Ausfertigung der 
Bewerbungsunterlagen ist gleichzeitig an das im Kultusminis-
terium der Senatsverwaltung des Landes zuständige Mitglied 
des Bund-Länder-Ausschusses für schulische Arbeit im Ausland 
(BLASchA) zu senden, in diesem Fall an das Ministerium für 
Bildung, Referat 9415 C, Mittlere Bleiche 61, 55116 Mainz.

Eine fristgerechte, direkte Übersendung einer Durchschrift des 
Bewerbungsschreibens/Motivationsschreibens, eines ausgefüll-
ten Personalbogens, eines Lebenslaufs und der letzten dienstli-
chen Beurteilung an die ZfA ist erforderlich. Die Dienstliche 
Beurteilung darf maximal vier Jahre vor dem geplanten Einstel-
lungsdatum erstellt worden sein.

Nur fristgerecht eingehende Bewerbungen können berücksich-
tigt werden.

Die vollständigen Bewerbungsunterlagen müssen spätestens vier 
Wochen nach Ablauf der Bewerbungsfrist auf dem Dienstweg 
in der ZfA vorliegen. Die ZfA entscheidet über die Förderung 
der Stelle aus Bundesmitteln (Vermittlung).

Bewerberinnen und Bewerber müssen die in der Ausschreibung 
angegebene Besoldungs-/ Entgeltgruppe innehaben. Soweit Be-
werberinnen oder Bewerber diese Voraussetzungen noch nicht 
erfüllen, sind im Ausnahmefall Bewerbungen nur dann möglich, 
wenn Tätigkeiten längerfristig und erfolgreich wahrgenommen 
wurden, die im Inland zur Einweisung in die ausgeschriebene 
Besoldungsgruppe bzw. zur Eingruppierung in die vergleichba-
re Entgeltgruppe führen können. Hierzu ist eine ausdrückliche 
Empfehlung für die Tätigkeit als Schulleiterin oder Schulleiter 
im Ausland durch den Dienstherrn erforderlich.

Sofern sich Bewerberinnen und Bewerber höherer Besoldungs-/
Entgeltgruppen auf eine Schulleiterstelle bewerben, ist für eine 
Vermittlung neben der Zustimmung des beurlaubenden Landes 
das Einverständnis der Bewerberin oder des Bewerbers zur Ge-
währung der Zuwendungen auf Basis der für die Schulleiterstel-
le ausgeschriebenen (niedrigeren) Besoldungs-/Entgeltgruppe 
erforderlich.

Bitte beachten Sie im Einzelnen die jeweils gültigen Verfahrens-
wege und Bewerbungsmodalitäten in Rheinland-Pfalz.
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Vorbemerkungen zu den Stellenausschreibungen im Schulbereich, an Studienseminaren und in der Schulaufsicht 

Um Funktionsstellen an Schulen und Studienseminaren können sich nur Lehrkräfte mit einer Lehrbefähigung für ein entsprechen-
des Lehramt und einer mindestens vierjährigen Berufserfahrung im Schuldienst nach Erwerb einer Lehrbefähigung (in einem unbe-
fristeten Beschäftigtenverhältnis oder im Beamtenverhältnis mit einem Beschäftigungsumfang von jeweils mindestens der Hälfte des 
Regelstundenmaßes) bewerben.

Um Stellen in der Schulaufsicht können sich nur Lehrkräfte bewerben, welche die gemäß § 27 Satz 1 Nummern 1 und 2 Schullauf-
bahnverordnung vom 15. August 2012 und die in der konkreten Stellenausschreibung genannten Voraussetzungen erfüllen.

Die Bewerbungsunterlagen sind innerhalb von vier Wochen nach Erscheinen des Amtsblattes auf dem Dienstweg einzureichen; das 
Bewerbungsschreiben und die Personalunterlagen (Lebenslauf, Zeugniskopien, letzte dienstliche Beurteilung) bitte geheftet vorlegen. 
Hinweise auf bereits vorgelegte Bewerbungsunterlagen oder die Personalakten genügen nicht.

Bei der Besetzung von Stellen für Schulleiterinnen und Schulleiter werden im Rahmen der Benehmensherstellung nach § 26 Abs. 5 
Schulgesetz sowohl der Schulträger als auch der Schulausschuss einbezogen. 

Personalangelegenheiten der Schulleiterinnen und Schulleiter, Seminarleiterinnen und Seminarleiter sowie deren ständige Vertrete-
rinnen und Vertreter unterliegen gemäß § 81 Landespersonalvertretungsgesetz nicht der Mitbestimmung. Die zur Besetzung der Funk-
tionsstelle vorgeschlagene Bewerberin bzw. der zur Besetzung der Funktionsstelle vorgeschlagene Bewerber hat nach der vorgenannten 
Vorschrift jedoch die Möglichkeit, die Mitbestimmung der Personalvertretung zu beantragen; bitte ggf. den Antrag mit der Bewerbung 
einreichen. 

Die Schulleiterinnen und die Schulleiter, denen erstmals diese Funktionsämter übertragen wurden, sind nach § 9 Abs. 2 des Landesge-
setzes zur Stärkung der inklusiven Kompetenz und der Fort- und Weiterbildung von Lehrkräften (IKFWBLehrG) vom 27. November 
2015 verpflichtet, an den entsprechenden modular gestalteten Fortbildungsreihen teilzunehmen. 

Es wird darauf hingewiesen, dass die Bewerbungsunterlagen der zuständigen Gleichstellungsbeauftragten und bei mitbestimmungs-
pflichtigen Stellenbesetzungen auch den zuständigen Personalvertretungen vorgelegt werden. Soweit die entsprechenden Voraussetzun-
gen für schwerbehinderte Menschen vorliegen, wird auch die zuständige Schwerbehindertenvertretung beteiligt.

Das Land Rheinland-Pfalz möchte der Unterrepräsentanz von Frauen in Führungspositionen nachhaltig entgegenwirken. Eine Vo-
raussetzung hierfür ist, dass sich Frauen auch im Schulbereich verstärkt bewerben. Aus diesem Grunde sind Bewerbungen von Frauen 
besonders erwünscht.

Soweit bei der einzelnen Stelle nichts anderes angegeben ist, werden die Stellen in Vollzeitform und in Teilzeitform ausgeschrieben. 
Bei der Bewerbung ist anzugeben, ob die Vollzeitform oder die Teilzeitform angestrebt wird, im letzten Fall auch, welcher Beschäfti-
gungsumfang gewünscht wird.

Grundlagen für die Auswahlentscheidungen für die Besetzungen von Stellen im Schulbereich und im Bereich der Studienseminare 
sind die folgenden veröffentlichten Stellen- und Anforderungsprofile: 

	– Allgemeine Stellen- und Anforderungsprofile für Funktionsstellen im Bereich Schulen, GAmtsbl. Nr. 1 vom 26. Januar 
2005, S. 16 ff.,

	– Allgemeines Stellen- und Anforderungsprofil für die Studiendirektorin und den Studiendirektor als regionale Schulberaterin 
und regionaler Schulberater für die berufsbildenden Schulen, GAmtsbl. Nr. 5 vom 23. Mai 2006, S. 186 ff.,

	– Allgemeines Stellen- und Anforderungsprofil für die pädagogische Koordinatorin und den pädagogischen Koordinator an der 
Realschule plus, Amtsblatt Nr. 3 vom 24. März 2009, S. 102,

	– Allgemeines Stellen- und Anforderungsprofil für die Oberstudienrätin oder den Oberstudienrat als Koordinatorin oder Koor-
dinator an einer Realschule plus mit organisatorisch verbundener Fachoberschule, Amtsblatt Nr. 8 vom 27. August 2010, S. 
255,

	– Allgemeines Stellen- und Anforderungsprofil für die didaktische Koordinatorin und den didaktischen Koordinator an der Re-
alschule plus, GAmtsbl. Nr. 7 vom 25. November 2016, S. 157,

	– Allgemeines Stellen- und Anforderungsprofil für die Rektorin und den Rektor an einer Integrierten Gesamtschule oder die 
Studiendirektorin und den Studiendirektor zur Koordinierung schulfachlicher Aufgaben an Integrierten Gesamtschulen als 
Organisationsleiterin oder Organisationsleiter, GAmtsbl. Nr. 8 vom 21. Dezember 2016, S. 175, 

	– Allgemeine Stellen- und Anforderungsprofile für Funktionsstellen im Bereich der Studienseminare, GAmtsbl. Nr. 4 vom 27. 
April 2020, S. 100-105.

Bei der einzelnen Funktionsstellenausschreibung finden Sie ggf. einen Hinweis über mögliche Ergänzungen und Erweiterungen des 
allgemeinen Stellen- und Anforderungsprofils, die im Internet veröffentlicht werden (https://bm.rlp.de/de/service/stellenangebote/) 
sowie bei der Schule oder Schulaufsicht eingesehen werden können.

Für die Besetzung von Stellen in der Schulaufsicht sind Grundlagen für die Auswahlentscheidung das im Amtsblatt Nr. 4 vom 26. April 
2013, S. 96 veröffentlichte Stellen- und Anforderungsprofil sowie die in der konkreten Stellenausschreibung genannten Voraussetzun-
gen. 

Schwerbehinderte Menschen werden bei entsprechender Eignung bevorzugt berücksichtigt.
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Querschnittsaufgabe für alle Stellen ist die Umsetzung des Prinzips des Gender Mainstreaming in der Schule. Voraussetzung für die 
sachgerechte Wahrnehmung dieser Aufgabe ist Genderkompetenz. Bewerberinnen und Bewerber müssen Geschlechterrollen und -ste-
reotypen und ihre Wirkungen erkennen und in schulische Sachverhalte transferieren können.

Rheinland-Pfalz fördert aktiv die Gleichbehandlung aller Menschen; daher sind ausdrücklich Bewerbungen aus allen Altersgruppen, 
unabhängig von der ethnischen Herkunft, dem Geschlecht, der Religion oder Weltanschauung, einer Behinderung oder der sexuellen 
Identität erwünscht. 

Anschriften:

	 Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion, Willy-Brandt-Platz 3, 54290 Trier

	 Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion, Außenstelle Schulaufsicht, Postfach 100104, 67401 Neustadt a. d. W.

	 Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion, Außenstelle Schulaufsicht, Ferdinand-Sauerbruch-Straße 17, 56073 Koblenz

	 Ministerium für Bildung, Mittlere Bleiche 61,  55116 Mainz

Folgende Stellen sind zu besetzen:

Schule / Dienststelle / Ort Bezeichnung der Stelle Bes.Gr. 
u. evtl. 
Zulagen

Fußnoten / Hinweise Zeit- 
punkt der 
Besetzung

Bewerbung 
an ADD/ 
Außenstelle

an Grundschulen

GS Mainz-Oberstadt 

Martinus

Rektor/in (m/w/d) A 14 1  
Schule in privater Trägerschaft

sofort Neustadt

GS Wörth Dorschberg Rektor/in (m/w/d) A 14 sofort Neustadt

GS Insheim Rektor/in (m/w/d) A 13 Z 01.02.2024 Neustadt

GS Neumagen-Dhron Rektor/in (m/w/d) A 13 Z 1; 2 sofort Trier

GS Trier-Mariahof Rektor/in (m/w/d) A 13 Z 1; 2 01.08.2023 Trier

GS Wörth Damm Rektor/in (m/w/d) A 13 Z 01.08.2023 Neustadt

GS Gundersheim Rektor/in (m/w/d) A 13 01.08.2023 Neustadt

GS Merzalben Rektor/in (m/w/d) A 13 1; 2 01.08.2023 Neustadt

GS Schifferstadt Süd Konrektor/in (m/w/d) A 13 Z 01.08.2023 Neustadt

GS Altrip Konrektor/in (m/w/d) A 13 01.08.2023 Neustadt

GS Alzey St.Marien Konrektor/in (m/w/d) A 13 1  
Schule in privater Trägerschaft

sofort Neustadt

GS Landau 

Wollmesheimer-Höhe

Konrektor/in (m/w/d) A 13 01.08.2023 Neustadt

GS Ludwigshafen Grimm Konrektor/in (m/w/d) A 13 01.08.2023 Neustadt

GS Ludwigshafen Reuter Konrektor/in (m/w/d) A 13 1 sofort Neustadt

GS Trier St. Peter Konrektor/in (m/w/d) A 13 01.08.2023 Trier

1)  erneute Ausschreibung zur Erweiterung des Bewerberkreises
2)  Es können sich auch Lehrkräfte bewerben, deren Berufserfahrung weniger als vier Jahre beträgt.



404

Amtsblatt des Ministeriums für Bildung Rheinland-Pfalz	 Nr. 6/2023

Schule / Dienststelle / Ort Bezeichnung der Stelle Bes.Gr. 
u. evtl. 
Zulagen

Fußnoten / Hinweise Zeit- 
punkt der 
Besetzung

Bewerbung 
an ADD/ 
Außenstelle

an Grund- und Realschulen plus

GRS+ Neuerburg Konrektor/in an einer

Realschule plus als

pädagogische/r

Koordinator/in (m/w/d)

A 13 Z 1; 2 sofort Trier

GRS+ Gerolstein Konrektor/in an einer

Realschule plus als

didaktische/r

Koordinator/in (m/w/d)

A 14 1; 2 sofort Trier

1)  erneute Ausschreibung zur Erweiterung des Bewerberkreises
2)  Es können sich auch Lehrkräfte bewerben, deren Berufserfahrung weniger als vier Jahre beträgt.

an Realschulen plus

RS+ Ramstein-Miesenbach Rektor/in an einer

Realschule plus (m/w/d)

A 15 01.02.2024 Neustadt

RS+ Germersheim Scholl Konrektor/in an einer

Realschule plus als

pädagogische/r

Koordinator/in (m/w/d)

A 13 Z sofort Neustadt

RS+ Ludwigshafen 

Ebertpark

Konrektor/in an einer

Realschule plus als

pädagogische/r

Koordinator/in (m/w/d)

A 13 Z 1 sofort Neustadt

RS+ Koblenz Clemens-

Brentano

Konrektor/in an einer

Realschule plus als

didaktische/r

Koordinator/in (m/w/d)

A 14 1 sofort Koblenz

RS+ Neustadt/Wied Konrektor/in an einer

Realschule plus als

didaktische/r

Koordinator/in (m/w/d)

A 14 01.02.2024 Koblenz

1)  erneute Ausschreibung zur Erweiterung des Bewerberkreises

an Gymnasien und Kollegs

GY Frankenthal Albert-

Einstein

Oberstudiendirektor/in

(m/w/d)

A 16 01.08.2024 Neustadt

GY Pirmasens Hugo-Ball Oberstudiendirektor/in

(m/w/d)

A 16 sofort Neustadt
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Schule / Dienststelle / Ort Bezeichnung der Stelle Bes.Gr. 
u. evtl. 
Zulagen

Fußnoten / Hinweise Zeit- 
punkt der 
Besetzung

Bewerbung 
an ADD/ 
Außenstelle

GY Frankenthal Karolinen Studiendirektor/in als

ständige/r Vertreter/in

der Schulleiterin/des

Schulleiters (m/w/d)

A 15 Z 01.08.2024 Neustadt

GY Konz Studiendirektor/in als

ständige/r Vertreter/in

der Schulleiterin/des

Schulleiters (m/w/d)

A 15 Z 1 01.08.2023 Trier

GY Ludwigshafen Carl- Studiendirektor/in als

ständige/r Vertreter/in

der Schulleiterin/des

Schulleiters (m/w/d)

A 15 Z 01.08.2024 Neustadt

Bosch

GY Ludwigshafen 

Geschwister-Scholl

Studiendirektor/in als

ständige/r Vertreter/in

der Schulleiterin/des

Schulleiters (m/w/d)

A 15 Z 01.08.2024 Neustadt

GY Koblenz Hilda Studiendirektor/in zur

Koordinierung

schulfachl. Aufgaben

(Leitung MSS) (m/w/d)

A 15 01.08.2024 Koblenz

GY Ludwigshafen 

Theodor-Heuss

Studiendirektor/in zur

Koordinierung

schulfachl. Aufgaben

(Leitung MSS) (m/w/d)

A 15 sofort Neustadt

GY Mainz Willigis Studiendirektor/in zur

Koordinierung

schulfachl. Aufgaben

(Leitung MSS) (m/w/d)

A 15 Schule in privater Trägerschaft 01.08.2024 Neustadt

GY Betzdorf Studiendirektor/in zur

Koordinierung

schulfachl. Aufgaben

(m/w/d)

A 15 sofort Koblenz

GY Neuwied Heisenberg Studiendirektor/in zur

Koordinierung

schulfachl. Aufgaben

(m/w/d)

A 15 sofort Koblenz
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Schule / Dienststelle / Ort Bezeichnung der Stelle Bes.Gr. 
u. evtl. 
Zulagen

Fußnoten / Hinweise Zeit- 
punkt der 
Besetzung

Bewerbung 
an ADD/ 
Außenstelle

GY Worms Gauß Studiendirektor/in zur

Koordinierung

schulfachl. Aufgaben

(m/w/d)

A 15 sofort Neustadt

GY Ludwigshafen 

Wilhelm-von-Humboldt

Studiendirektor/in zur

Koordinierung

schulfachl. Aufgaben

bei der Schulleitung

(m/w/d)

A 15 01.08.2024 Neustadt

Schulaufsichtsbezirk 

Neustadt - (Region

Vorderpfalz)

Studiendirektor/in als

Regionale/r

Fachberater/in an

Gymnasien (m/w/d) 

Biologie

A 15 1 01.08.2023 Neustadt

1)  erneute Ausschreibung zur Erweiterung des Bewerberkreises

an Gesamtschulen

IGS Ingelheim Direktor/in einer

Integrierten

Gesamtschule mit

Oberstufe (m/w/d)

A 16 1 sofort Neustadt

IGS Frankenthal Direktorstellvertreter/in

einer Integrierten

Gesamtschule mit

Oberstufe (m/w/d)

A 15 Z 01.08.2024 Neustadt

IGS Mainz Hechtsheim Studiendirektor/in zur

Koordinierung

schulfachl. Aufgaben

(Leitung MSS) (m/w/d)

A 15 01.09.2024 Neustadt

IGS Ludwigshafen Ernst 

Bloch

Rektor/in an einer

Integrierten Gesamtschule/
Studiendirektor/in zur

Koordinierung schulfachl. 
Aufgaben als Organisations-
leiter/in (m/w/d)

A 14/ 01.08.2024 Neustadt

A 15

1)  erneute Ausschreibung zur Erweiterung des Bewerberkreises
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Schule / Dienststelle / Ort Bezeichnung der Stelle Bes.Gr. 
u. evtl. 
Zulagen

Fußnoten / Hinweise Zeit- 
punkt der 
Besetzung

Bewerbung 
an ADD/ 
Außenstelle

an Förderschulen

Erläuterungen der Kurzbezeichnungen der Schulen: 
SF           Schule mit dem Förderschwerpunkt
               L   Lernen
               G  ganzheitliche Entwicklung
               M  motorische Entwicklung
               E  sozial-emotionale Entwicklung
               S  Sprache
SFBLS    Schule für Blinde und Sehbehinderte
SFGLS    Schule für Gehörlose und Schwerhörige
FÖZ       Förderzentrum

FöZ Worms Förderschulkonrektor/in 
(m/w/d)

A 14 Z 1 01.08.2023 Neustadt

SFE Traben-Trarbach Förderschulkonrektor/in 
(m/w/d)

A 14 Z 1; 2

Schule in privater Trägerschaft

sofort Trier

SFGM Düngenheim Förderschulkonrektor/in 
(m/w/d)

A 14 Z 1; 2 

Schule in privater Trägerschaft

sofort Trier

SFL Ludwigshafen Blies Förderschulkonrektor/in 
(m/w/d)

A 14 Z 1 sofort Neustadt

SFBLS Neuwied Förderschulkonrektor/in 
(m/w/d)

A 14 1

FöKR als Abteilungsleitung

sofort Koblenz

1)  erneute Ausschreibung zur Erweiterung des Bewerberkreises
2)  Es können sich auch Lehrkräfte bewerben, deren Berufserfahrung weniger als vier Jahre beträgt.

an berufsbildenden Schulen

BBS Boppard Oberstudiendirektor/in

(m/w/d)

A 16 01.08.2024 Koblenz

BBS Ludwigshafen W2 Studiendirektor/in zur

Koordinierung schulfachl. 
Aufgaben (m/w/d)

A 15 01.08.2023 Neustadt

Seminar Ort Bezeichnung 
der Stelle

Bes.Gr. Zeitpunkt 
der Beset-
zung

Bewerbung an

Stellenausschreibungen an Studienseminaren

Staatl. Studienseminar für 
das Lehramt an Realschulen 
plus                                      

Wallertheim Fachleiter/in für Katholische 
Religionslehre/ Mitbetreuung 
Berufspraxis (m/w/d)

A 14 sofort Ministerium für 
Bildung

Staatl. Studienseminar für 
das Lehramt an Realschulen 
plus                                      

Wallertheim Fachleiter/in für Berufspraxis/ 
Mitbetreuung Französisch 
(m/w/d)

A 14 sofort Ministerium für 
Bildung
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Seminar Ort „Bezeichnung 
der Stelle“

Bes.Gr. „Zeitpunkt 
der Beset-
zung“

Bewerbung an

Stellenausschreibungen an Studienseminaren

Staatl. Studienseminar für 
das Lehramt an Realschulen 
plus

Koblenz Fachleiter/in für Evangelische 
Religionslehre/ Mitbetreuung 
Deutsch (m/w/d)

A 14 sofort Ministerium für 
Bildung

Staatl. Studienseminar für 
das Lehramt an Gymnasien                                    

Bad Kreuznach Studiendirektor/in als Fachleiter/
in für Informatik (m/w/d)

A 15 01.08.2024 Ministerium für 
Bildung

Staatl. Studienseminar für 
das Lehramt an Gymnasien                           

Bad Kreuznach Studiendirektor/in als Fachleiter/
in für Latein (m/w/d)

A 15 01.08.2024 Ministerium für 
Bildung

Staatl. Studienseminar für 
das Lehramt an Gymnasien                                      

Bad Kreuznach Studiendirektor/in als Fachleiter/
in für Erdkunde (m/w/d)

A 15 01.08.2024 Ministerium für 
Bildung

Staatl. Studienseminar für 
das Lehramt an Gymnasien                                      

Landau Studiendirektor/in als Fachleiter/
in für Biologie (m/w/d)

A 15 01.08.2024 Ministerium für 
Bildung

Staatl. Studienseminar für 
das Lehramt an Gymnasien

Speyer Studiendirektor/in als stv. Semi-
narleiter/in (m/w/d)

A 15 Z 01.08.2024 Ministerium für 
Bildung
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